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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Krankenversicherung für Landwirte 

(Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Am 19. Juni 1970 hatte die CDU/CSU-Bundestagsfraktion den 
Entwurf eines Gesetzes zur Krankenversicherung der Land- 
wirte in den Gesetzgebungsgang eingebracht (Drucksache 
W970), Dieser Gesetzentwurf ist nach der ersten Beratung im 
Deutschen Bundestag am 16. September 1970 den zuständigen 
Ausschüssen zur weiteren Behandlung überwiesen worden. 
Ein Beratungsergebnis der Ausschüsse liegt bisher nicht vor. 
Vom Zeitpunkt der Einbringung des oben bezeichneten Gesetz- 
entwurfs bis heute sind fast eineinhalb Jahre vergangen. In 
dieser Zeit ist das Problem der Krankenversicherung der Land- 
wirte in der Öffentlichkeit ausführlich diskutiert worden. Die 
eingehende Erörterung vor allem der Frage der Trägerschaft 
der Krankenkasse für Landwirte hat den Erkenntnisstand aller 
Beteiligten erweitert. Die Fraktion der CDU/CSU des Deutschen 
Bundestages sieht sich daher veranlaßt, ihren im vorigen Jahr 
vorgelegten Gesetzentwurf zu revidieren. Sie läßt sich dabei 
einzig und allein von den Grundsätzen, ein optimales, auf 
Dauer tragbares Krankenversicherungssystem für Landwirte 
zu schaffen, das den Erfordernissen einer dem Strukturwandel 
unterliegenden Landwirtschaft in einer modernen Industrie- 
gesellschaft entspricht, leiten. 


B. Lösung 

Alle landwirtschaftlichen Unternehmer, mitarbeitenden Fa- 
milienangehörige, Lohnarbeitskräfte und Altenteiler werden 
grundsätzlich verpflichtet, sich bei den bestehenden Kranken- 
kassen nach der Reichsversicherungsordnung gegen Krankheit 
zu versichern. 

Wegen der schlechten Einkommenssituation der Altenteiler 
trägt der Bund die Kosten für deren Krankenversicherung. 
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Da eine große Anzahl landwirtschaftlicher Unternehmer, mit- 
arbeitende Familienangehörige und Altenteiler jetzt und zu- 
künftig bei privaten Krankenversicherungsunternehmen ver- 
sichert ist und sein will, ist die Möglichkeit vorgesehen, daß 
diese Personen von der Verpflichtung befreit sind, sich bei den 
bestehenden Krankenkassen nach der Reichsversicherungsord- 
nung zu versichern. 

Um den spezifischen Bedürfnissen des landwirtschaftlichen 
Unternehmers Rechnung zu tragen, sollen die Versicherten im 
Krankheitsfall kein Krankengeld erhalten; an dessen Stelle tritt 
die Gestellung einer Ersatzkraft oder deren Entlohnung in an- 
gemessener Höhe. 


C. Aternative 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Rechts der 
gesetzlichen Krankenversicherung (Gesetz über die Kranken- 
versicherung der Landwirte — KVLG) — BR-Drucksache 560/71. 


D. Kosten 

Die Kosten für die vom Bund zu übernehmende Krankenver- 
sicherung der Altenteiler betragen im zweiten Halbjahr 1972 
176 Millionen DM. Von 1973 bis 1975 werden sich die vom 
Bund zu übernehmenden Kosten von 390 Millionen DM über 
435 Millionen DM auf 480 Millionen DM steigern. Die genann- 
ten Beträge sind im Finanzplan des Bundes 1971 bis 1975 ver- 
anschlagt. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Krankenversicherung für Landwirte 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Zweite Buch der Reichsversicherungsordnung 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Folgender § 166 a wird eingefügt: 

„§ 166 a 

(1) Für den Fall der Krankheit sind ferner 
versichert: 

1. Unternehmer der Land- und Forstwirtschaft 
einschließlich des Wein-, Obst-, Gemüse- 
und Gartenbaus sowie der Teichwirtschaft 
und der Fischzucht (landwirtschaftliche Un- 
ternehmer), deren Unternehmen, unabhän- 
gig vom jeweiligen Unternehmer, eine auf 
Bodenbewirtschaftung beruhende Existenz- 
grundlage bildet; § 1 Abs. 4 und 5 des Ge- 
setzes über eine Altershilfe für Landwirte 
gilt, 

2. Personen, die ihren Lebensunterhalt, abge- 
sehen von geringfügigen Nebeneinkünften, 
aus selbständiger Tätigkeit als landwirt- 
schaftliche Unternehmer bestreiten, ohne 
daß das Unternehmen eine Existenzgrund- 
lage im Sinne der Nummer 1 bildet; als 
geringfügig gelten Nebeneinkünfte, die im 
Kalenderjahr ein Viertel der für Jahresbe- 
züge in der Rentenversicherung der Arbeiter 
geltenden Beitragsbemessungsgrenze nicht 
übersteigen. 


3. mitarbeitende Familienangehörige eines 
landwirtschaftlichen Unternehmers, wenn sie 
das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, 

4. Personen, welche die Voraussetzungen für 
den Bezug von Altersgeld, vorzeitigem 
Altersgeld oder Landabgaberente erfüllen 
und diese Leistungen beantragt haben, 

5. Personen, die das fünfundsechzigste Lebens- 
jahr vollendet haben und während der letz- 
ten fünfzehn Jahre vor Vollendung des fünf- 
undsechzigsten Lebensjahres mindestens 
sechzig Kalendermonate als landwirtschaft- 
liche Unternehmer nach Nummer 1 oder 
2 oder als mitarbeitende Familienangehörige 
nach Nummer 3 tätig waren. 

(2) Unternehmer ist derjenige, für dessen 
Rechnung das Unternehmen geht. Betreiben 
Ehegatten gemeinsam ein landwirtschaftliches 
Unternehmen, so gilt derjenige Ehegatte als 
Unternehmer, der das Unternehmen überwie- 
gend leitet. Ist nicht festzustellen, wer das 
Unternehmen überwiegend leitet, bestimmt die 
Krankenkasse, welcher Ehegatte als Unterneh- 
mer gilt. 

(3) Mitarbeitende Familienangehörige sind 
Verwandte bis zum dritten Grade und Ver- 
schwägerte bis zum zweiten Grade sowie 
Pflegekinder (Personen, mit denen der Unter- 
nehmer oder sein Ehegatte durch ein familien- 
ähnliches, auf längere Dauer berechnetes Band 
verbunden ist, sofern er sie in seinen Haus- 
halt aufgenommen hat und zu den Kosten ihres 
Unterhalts nicht unerheblich beiträgt), und an 
Kindes Statt angenommene Kinder eines land- 
wirtschaftlichen Unternehmers oder seines Ehe- 
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gatten, die in seinem landwirtschaftlichen 
Unternehmen hauptberuflich tätig sind. 

(4) Voraussetzung der Versicherung für die 
in Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Personen ist, 
daß sie nicht nach Absatz 1 Nr. 1 oder 2 oder 
nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 versichert sind, 
für die in Absatz 1 Nr. 4 bezeichneten Personen, 
daß sie nicht nach Absatz 1 Nr. 2 oder 3 oder 
nach § 165 Abs. 1 Nr. 3 versichert sind, und für 
die in Absatz 1 Nr. 5 bezeichneten Personen, 
daß sie nicht nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4 ver- 
sichert sind." 

2. Folgender § 173 c wird eingefügt: 

173 c 

(1) Wer bei einem Krankenversicherungs- 
unternehmen versichert ist und für sich und 
seine Angehörigen, für die ihnen Familien- 
krankenpflege zusteht, Vertragsleistungen er- 
hält, die der Art nach den Leistungen der Kran- 
kenhilfe entsprechen, wird auf Antrag von der 
Versicherungspflicht nach § 166 a Abs. 1 befreit. 

(2) Der Antrag ist binnen drei Monaten nach 
Eintritt der Versicherungspflicht bei der zustän- 
digen Krankenkasse zu stellen. Die Befreiung 
wirkt vom Beginn der Versicherungspflicht an; 
sie kann nicht widerrufen werden." 

3. § 182 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und in § 166 a Abs. 1 
bezeichneten Versicherten haben, soweit sich 
aus § 183 nichts anderes ergibt, keinen An- 
spruch auf Krankengeld." 

4. § 182 a Abs. 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und die in § 166 a 
Abs. 1 Nr. 4 und 5 bezeichneten Versicher- 
ten sowie freiwillig Versicherte, die eine 
Rente aus der Rentenversicherung der Ar- 
beiter oder der Rentenversicherung der 
Angestellten beziehen,". 

5. Folgende neue §§ 191 b und 191 c werden 
eingefügt: 

„§ 191 b 

(1) Betriebshilfe wird während der Kran- 
kenhauspflege des versicherten landwirtschaft- 
lichen Unternehmers (§ 166 a Abs. 1 Nr. 1 und 
2) für längstens drei Monate gewährt, wenn die 
Krankenhauspflege länger als zwei Wochen ge- 
dauert hat und in dem Unternehmen keine fami- 
lienfremden Arbeitskräfte ständig beschäftigt, 
werden. Die Krankenkasse kann Betriebshilfe 
auch während der ersten zwei Wochen der 
Krankenhauspflege und über die Dauer von 
drei Monaten hinaus gewähren, wenn dies be- 
sondere Verhältnisse im Unternehmen erfor- 
dern. 


(2) Die Satzung kann bestimmen, daß Be- 
triebshilfe auch gewährt wird, wenn 

1. eine Vorbeugungs- oder Genesungskur 
durchgeführt wird, 

2. während der Schwangerschaft und bis zum 
Ablauf von acht Wochen nach der Entbin- 
dung, nach Früh- und Mehrlingsgeburten bis 
zum Ablauf von 12 Wochen nach der Ent- 
bindung nach ärztlichem Zeugnis Leben und 
Gesundheit von Mutter und Kind bei Fortset- 
zung der Tätigkeit im landwirtschaftlichen 
Unternehmen gefährdet ist, 

3. bei Arbeitsunfähigkeit die Weiterführung 
des Unternehmens gefährdet ist. 

(3) Die Satzung kann die Betriebshilfe er- 
strecken auf 

1. den Ehegatten des versicherten landwirt- 
schaftlichen Unternehmers, 

2. die versicherten mitarbeitenden Familien- 
angehörigen, 

3. Unternehmen, in denen familienfremde Ar- 
beitskräfte ständig beschäftigt werden. 

§ 191c 

(1) Als Betriebshilfe sind eine Ersatzkraft zu 
stellen oder die Kosten für eine selbstbeschaffte 
familienfremde Ersatzkraft in angemessener 
Höhe zu erstatten. 

(2) Die Satzung kann bestimmen, daß eine 
Ersatzkraft gestellt wird oder die Kosten für 
eine selbstbeschaffte familienfremde Ersatzkraft 
in angemessener Höhe erstattet werden, wenn 
dem Versicherten oder dem Ehegatten des Ver- 
sicherten wegen Krankheit, Mutterschaft oder 
einer Vorbeugungs- oder Genesungskur die 
Weiterführung des Haushalts nicht möglich und 
diese auf andere Weise nicht sicherzustellen 
ist." 

6. In § 216 Abs. 1 Nr. 4 werden nach den Wor- 
ten „in § 165 Abs. 1 Nr. 3" die Worte „und 
§ 166 a Abs. 1 Nr. 4 und 5" eingefügt. 

7. § 201 erhält folgenden neuen Absatz: 

„(2) Beim Tode des Versicherten oder eines 
Angehörigen (§ 166 a Abs. 1), für den ihm im 
Zeitpunkt des Todes Familienhilfe zustand, ist 
Sterbegeld in Höhe von einem Achtzehntel der 
nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 maßgebenden Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze zu zahlen. Bei Totgebur- 
ten kann die Satzung ein Sterbegeld zubilligen. 
Die Satzung kann ein höheres Sterbegeld vor- 
sehen." 

8. In § 235 Abs. 1 werden nach Satz 1 folgende 
Worte angefügt: „und die nach § 166 a Abs. 1 
Versicherten." 
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9. In § 306 Abs. 1 werden nach den Worten „in 
Absatz 2" die Worte „und 3" eingefügt. 

10. In § 306 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Mitgliedschaft beginnt: 

1. für die in § 166 a Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten 
Versicherten mit dem Tage der Aufnahme 
der Tätigkeit als landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer, 

2. für die in § 166 a Abs. 1 Nr. 2 und 5 bezeich- 
neten Versicherten mit dem Tage der Auf- 
nahme in das Mitgliederverzeichnis, 

3. für die in § 166 a Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten 
Versicherten mit dem Tage der Aufnahme 
der Tätigkeit als mitarbeitende Familienan- 
gehörige, 

4. für die in § 166 a Abs. 1 Nr. 4 bezeichneten 
Versicherten mit dem Tage der Stellung des 
Antrags auf Altersgeld, vorzeitiges Alters- 
geld oder Landabgaberente." 

11. In § 312 Abs. 2 Satz 1 werden nach den Wor- 
ten „der in § 165 Abs. 1 Nr. 3" die Worte „und 
§ 166 a Abs. 1 Nr. 4" und nach den Worten 
„dem endgültigen Entzug der Rente" die Worte 
„des Altersgeldes, des vorzeitigen Altersgeldes 
oder der Landabgaberente" eingefügt. 

12. § 315 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wor- 
ten „oder der Rentenversicherung der Ange- 
stellten" die Worte „oder Altersgeld, vor- 
zeitiges Altersgeld oder Landabgaberente" 
eingefügt. 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Personen, die Altersgeld, vorzeitiges Alters- 
geld oder Landabgaberente beantragt ha- 
ben." 

13. Nach § 317 wird folgender § 317 a eingefügt: 

„§317a 

(1) Versicherungspflichtige landwirtschaftliche 
Unternehmer haben die Aufnahme und die Auf- 
gabe der Tätigkeit als landwirtschaftliche Unter- 
nehmer binnen einer Woche der zuständigen 
Krankenkasse zu melden. 

(2) Die landwirtschaftlichen Unternehmer ha- 
ben die Aufnahme und die Aufgabe der Tätig- 
keit der bei ihnen mitarbeitenden versiche- 
rungspflichtigen Familienangehörigen binnen 
einer Woche der zuständigen Krankenkasse zu 
melden. 

(3) Personen, die Altersgeld, vorzeitiges Al- 
tersgeld oder Landabgaberente beantragen, ha- 


ben mit dem Antrag eine Meldung für die zu- 
ständige Krankenkasse einzureichen. Die zu- 
ständige landwirtschaftliche Alterskasse hat die 
Meldung unverzüglich an die zuständige Kran- 
kenkasse weiterzugeben. 

(4) Personen, welche die Voraussetzungen 
nach § 166 a Abs. 1 Nr. 5 erfüllen, sollen sich 
bei der zuständigen Krankenkasse melden. 

(5) Die Versicherten und die landwirtschaft- 
lichen Unternehmer, bei denen versicherungs- 
pflichtige Familienangehörige mitarbeiten, ha- 
ben der Krankenkasse die zur Durchführung der 
Versicherung erforderlichen Angaben zu ma- 
chen. Sie haben die Unterlagen, aus denen die 
für die Versicherung und die Erhebung der Bei- 
träge maßgebenden Tatsachen hervorgehen, der 
Krankenkasse oder deren Beauftragten zur Ein- 
sicht vorzulegen. Entstehen der Krankenkasse 
durch eine Verletzung der Pflichten nach Satz 2 
bare Auslagen, so kann sie diese Kosten dem 
Verpflichteten auferlegen. Diese Kosten werden 
wie Beitragsrüdestände beigetrieben. 

(6) Die Krankenkassen sollen mindestens 
alle zwei Jahre die für die Versicherung und 
die Erhebung der Beiträge maßgebenden Tat- 
sachen prüfen. 

(7) Die landwirtschaftlichen Alterskassen ha- 
ben der zuständigen landwirtschaftlichen Kran- 
kenkasse Beginn und Ende des Altersgeldes, des 
vorzeitigen Altersgeldes oder der Landabgabe- 
rente sowie die Ablehnung des Antrags auf 
diese Leistungen unverzüglich mitzuteilen. 

(8) Nimmt eine der in § 166 a Abs. 1 Nr. 4 
und 5 bezeichneten Personen eine versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung auf, für die eine 
andere als die bisherige Kasse zuständig ist, so 
hat die für das versicherungspflichtige Beschäf- 
tigungsverhältnis zuständige Kasse dies der bis- 
her zuständigen Kasse und der zuständigen 
landwirtschaftlichen Alterskasse mitzuteilen. 
Dies gilt entsprechend, wenn der Bezug von Al- 
tersgeld, vorzeitigem Altersgeld oder Landab- 
gaberente endet oder wenn die Versicherungs- 
pflicht nach § 166 a Abs. 1 Nr. 5 endet." 


14. § 380 erhält folgende Fassung: 

„§ 380 

Die Mittel für die Krankenversicherung sind 
von den Arbeitgebern, den Versicherten, den 
Trägern der Rentenversicherung der Arbeiter, 
dem Träger der Rentenversicherung der Ange- 
stellten und vom Bund nach Maßgabe der fol- 
genden Vorschriften aufzubringen." 

15. § 381 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 
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„(2 a) Die zur Deckung der Leistungsauf- 
wendungen für die in § 166 a Abs. 1 Nr. 4 
und 5 bezeichneten Versicherten erforder- 
lichen Kosten trägt der Bund (Zuschüsse des 
Bundes)." 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz 4 einge- 
fügt: 

„Die Sätze 1 bis 3 gelten auch für Personen, 
die Altersgeld, vorzeitiges Altersgeld oder 
Landabgaberente beantragt haben, entspre- 
chend." 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a 
eingefügt: 

„(4 a) Die von der Versicherungspflicht 
nach § 166 a Abs. 1 Nr. 4 und 5 befreiten 
Personen erhalten auf ihren Antrag vom 
Bundesversicherungsamt einen Zuschuß zu 
ihrem Krankenversicherungsbeitrag. Als Zu- 
schuß ist der Betrag zu zahlen, den die in 
Absatz 4 bezeichneten Personen vom Träger 
der Rentenversicherung erhalten. Die für 
diese Zuschüsse erforderlichen Mittel trägt 
der Bund." 

16. Nach § 381 wird folgender § 381 a eingefügt: 

.§ 381 a 

(1) Das Bundesversicherungsamt verteilt die 
nach § 381 Abs. 2 a und 4 a bezeichneten Zu- 
schüsse des Bundes auf die Krankenkassen. 
Landesunmittelbare Krankenkassen reichen die 
Nachweise der Leistungsaufwendungen für die 
in § 166 a Abs. 1 Nr. 4 und 5 bezeichneten Ver- 
sicherten und die Nachweise über die Verwen- 
dung der Zuschüsse nach § 381 Abs. 4 a über die 
für die Aufsicht über die Krankenkassen zu- 
ständigen Verwaltungsbehörden der Länder dem 
Bundesversicherungsamt ein. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bestimmt im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und dem Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen durch allgemeine Verwal- 


tungsvorschrift mit Zustimmung des Bundes- 
rates Näheres über die in Absatz 1 bezeichneten 
Nachweise sowie die Zahlung der Zuschüsse 
des Bundes." 

17. § 381 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Versicherungspflichtige nach § 166 a Abs. 1 
Nr. 1 und 2 und Versicherungsberechtigte haben 
die Beiträge allein zu tragen." 

18. In § 381 Abs. 3 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Die Sätze 2 bis 3 gelten für Personen, die 
Altersgeld, vorzeitiges Altersgeld oder Land- 
abgaberente beantragt haben entsprechend. Die 
Versicherungspflichtigen nach § 166 a Abs. 1 
und 2 tragen die Beiträge für die bei ihnen 
mitarbeitenden, nach § 166 a Abs. 1 Nr. 3 ver- 
sicherungspflichtigen Familienangehörigen. 

19. Nach § 385 wird folgender § 385 a eingefügt: 

„§ 385 a 

Die Beiträge für die nach § 166 a Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 Versicherungspflichtigen sind durch Sat- 
zung zu bestimmen. Die Satzung darf höchstens 
zehn Beitragsklassen vorsehen." 


Artikel 2 


§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des Monats in 
Kraft, nach dem es verkündet worden ist. 


Bonn, den 9. Dezember 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Am 19. Juni 1970 hatte die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion den Entwurf eines Gesetzes zur Kranken- 
versicherung der Landwirte in den Gesetzgebungs- 
gang eingebracht (Drucksache VI/970). Dieser Ge- 
setzentwurf ist nach der ersten Beratung im Deut- 
schen Bundestag am 16. September 1970 den zustän- 
digen Ausschüssen zur weiteren Behandlung über- 
wiesen worden. Ein Beratungsergebnis der Aus- 
schüsse liegt bisher nicht vor. 

Vom Zeitpunkt der Einbringung des oben bezeich- 
neten Gesetzentwurfs bis heute sind fast eineinhalb 
Jahre vergangen. In dieser Zeit ist das Problem der 
Krankenversicherung der Landwirte in der Öffent- 
lichkeit ausführlich diskutiert worden. Die einge- 
hende Erörterung vor allem der Frage der Träger- 
schaft der Krankenkasse für Landwirte hat den Er- 
kenntnisstand aller Beteiligten erweitert. Die Frak- 
tion der CDU/CSU des Deutschen Bundestages sieht 
sich daher veranlaßt, ihren im vorigen Jahr vorge- 
legten Gesetzentwurf zu revidieren. Sie läßt sich 
dabei einzig und allein von den Grundsätzen, ein 
optimales, auf Dauer tragbares Krankenversiche- 
rungssystem für Landwirte zu schaffen, das den Er- 
fordernissen einer dem Strukturwandel unterlie- 
genden Landwirtschaft in einer modernen Industrie- 
gesellschaft entspricht, leiten. Sachfremde Erwägun- 
gen, die möglicherweise den von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurf (BR-Drucksache 560/71) 
mit beeinflußt haben, sollten nach Auffassung der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion in einer Konzeption 
zur Regelung der Krankenversicherung der Land- 
wirte keine Berücksichtigung finden. 

Von den in der Landwirtschaft in der Bundesrepu- 
blik selbständig Tätigen sind nach einer Veröffent- 
lichung des Statistischen Bundesamtes vom April 
1969 (Mikrozensus) rund 90 Vo freiwillig gegen 
Krankheit versichert. Dieser Krankenversicherungs- 
schutz schließt auch die Familienangehörigen mit 
ein. In den einzelnen Bundesländern stellen sich 
die Verhältnisse etwas unterschiedlich dar. Den 
höchsten Anteil mit 97,3 Vo und 93,1 Vo an Versicher- 
ten weisen Schleswig-Holstein und Baden-Württem- 
berg auf; den niedrigsten mit 82 ®/o und 83,8 ^/o die 
Länder Rheinland-Pfalz und Bayern. Mehr als die 
Hälfte aller Versicherten (57,3 ^/o) ist in den gesetz- 
lichen Krankenkassen (Ortskrankenkassen, Land- 
krankenkassen) freiwillig versichert; rund 32 Vo der 
Landwirte gehören einem Krankenversicherungs- 
unternehmen (private Krankenkasse) an; der Rest 
ist anderweitig gegen Krankheit versichert. Die Art 
der statistischen Erhebung und der seit 1969 vergan- 
gene Zeitraum lassen vermuten, daß bis jetzt ein 
noch höherer Anteil der Landwirte sich freiwillig 
gegen Krankheit versichert hat. 


Ein besonders gravierendes Problem stellt die man- 
gelhafte Krankenversicherung der Altenteiler dar. 
Dieser Personenkreis ist vielfach wegen seines be- 
scheidenen Einkommens nicht dazu in der Lage, 
sich gegen Krankheit versichern zu lassen. Aus 
diesem Grund sind rund 40 der Altenteiler nicht 
oder nicht ausreichend gegen Krankheit versichert. 

Obgleich die überwiegende Mehrzahl der Landwirte 
gegen Krankheit versichert ist, ist es dringend ge- 
boten, einen alle in der Landwirtschaft Tätigen um- 
fassenden Krankenversicherungsschutz zu begrün- 
den. Nur so können die Vorteile der sozialen Fort- 
entwicklung im sozialen Rechtsstaat sich auch auf 
die Landwirte auswirken und sie aus der sozialen 
Isolierung herausführen. Nur so ist auch die Fest- 
stellung im Arbeitsprogramm der Bundesregierung 
aus dem Jahre 1968 zu verstehen, daß das Bedürf- 
nis nach einer gesetzlichen Krankenversicherungs- 
regelung, insbesondere bei älteren Landwirten und 
Inhabern von kleinen landwirtschaftlichen Betrie- 
ben sowie bei Altenteilern vorhanden ist. Im Agrar- 
programm der Bundesregierung aus dem Jahre 1968 
wird weiter ausgeführt, daß alle sozialpolitischen 
Maßnahmen im Agrarbereich der Tatsache Rechnung 
tragen müssen, daß die Landwirtschaft ein stark 
schrumpfender Wirtschaftszweig ist und einer wach- 
senden Zahl von Versorgungsberechtigten eine 
ständig geringer werdende Zahl von Beitragspflich- 
tigen gegenübersteht. 

Ratio des vorliegenden Gesetzentwurfs ist folgende: 

a) Alle landwirtschaftlichen Unternehmer, mitarbei- 
tende Familienangehörige, Lohnarbeitskräfte und 
Altenteiler werden grundsätzlich verpflichtet, sich 
bei den bestehenden Krankenkassen nach der 
Reichsversicherungsordnung gegen Krankheit zu 
versichern. 

b) Wegen der schlechten Einkommenssituation der 
Altenteiler trägt der Bund die Kosten für deren 
Krankenversicherung. 

c) Da eine große Anzahl landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer, mitarbeitende Familienangehörige und 
Altenteiler jetzt und zukünftig bei privaten 
Krankenversicherungsunternehmen versichert ist 
und sein will, ist die Möglichkeit vorgesehen, 
daß diese Personen von der Verpflichtung be- 
freit sind, sich bei den bestehenden Kranken- 
kassen nach der Reichsversicherungsordnung zu 
versichern. 

d) Um den spezifischen Bedürfnissen des landwirt- 
schaftlichen’ Unternehmers Rechnung zu tragen, 
sollen die Versicherten im Krankheitsfall kein 
Krankengeld erhalten; an dessen Stelle tritt die 
Gestellung einer Ersatzkraft oder deren Ent- 
lohnung in angemessener Höhe. 
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Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist der Auffas- 
sung, daß mit der Errichtung einer eigenständischen 
landwirtschaftlichen Krankenversicherung, wie sie 
die Bundesregierung vorschlägt, niemand, am aller- 
wenigsten aber der Landwirtschaft selbst gedient 
ist. Hierfür sind folgende Gründe maßgebend: 

a) Alle ernst zu nehmenden staatlichen und wissen- 
schaftlichen Untersuchungen zeigen deutlich auf, 
daß der Strukturwandel in der Landwirtschaft 
auch zukünftig mit unverminderter Heftigkeit 
sich fortsetzen wird. Das bedeutet, daß auch in 
Zukunft ständig Menschen in großer Zahl aus 
der Landwirtschaft ausscheiden werden. Der 
Altersaufbau der Gesamtheit in der Landwirt- 
schaft Tätigen ist heute schon äußerst ungünstig; 
nach dem heutigen Wissensstand wird das Ver- 
hältnis von jungen Landwirten und älteren Be- 
rufsangehörigen sich weiter verschlechtern. Zur 
Zeit ist in erschreckendem Ausmaß festzustellen, 
daß in landwirtschaftlichen Fachschulen und 
landwirtschaftlichen Berufsschulen die Zahl der 
Schüler rapide sinkt. Dieser Sachverhalt wird 
sich erst im nächsten oder übernächsten Jahr in 
der Statistik niederschlagen. Diese Sachverhalte 
führen zu der berechtigten Annahme, daß eine 
eigenständische landwirtschaftliche Kranken- 
kasse über schwindende Mitgliederzahlen und 
einen für eine Krankenversicherung ungünstigen 
Altersaufbau der Mitglieder verfügen wird. Die 
unausweichliche Folge dürfte eine Verschlechte- 
rung des Verhältnisses von Beiträgen zu Lei- 
stungen sein, das sich in der Regel in einer Er- 
höhung der Beiträge niederschlägt. 

b) Die Mehrzahl der landwirtschaftlichen Unterneh- 
mer ist mit seinem Krankenversicherungsschutz 
auf freiwilliger Basis außerordentlich zufrieden. 
Es gibt keinen Grund, eine große Anzahl von 
Menschen, die mit dem von ihnen gewählten 
Krankenversicherungsschutz einverstanden sind, 
in ein anderes System, das keine Gewähr für 
seine Funktions- und Leistungsfähigkeit erbracht 
hat, zu überführen. 

c) Schon heute zeichnet sich ab, daß die von der 
Bundesregierung beabsichtigte eigenständische 
Krankenversicherung in ihren Beiträgen höher 
liegt als die Beiträge vieler gesetzlicher Kran- 
kenkassen, in denen die Landwirte heute ver- 
sichert sind. 

d) Am schwerwiegendsten ist jedoch zu beurtei- 
len, daß mit der Errichtung einer eigenständi- 
schen landwirtschaftlichen Krankenversicherung 
die landwirtschaftliche Bevölkerung sozialpoli- 
tisch weiter isoliert wäre, anstatt in das allge- 
meine soziale Sicherheitssystem zu integrieren. 


II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß landwirtschaftliche 
Unternehmer, deren mitarbeitende Familienangehö- 


rige und Altenteiler verpflichtet werden, sich bei den 
in der Reichsversicherungsordnung aufgeführten 
Krankenkassen gegen Krankheit zu versichern. Die 
Einfügung eines § 166 a in die Reichsversicherungs- 
ordnung ist sachlogisch, da in § 166 der Reichsver- 
sicherungsordnung die Versicherungspflicht des 
„sonstigen Personenkreises" enthalten ist. 

Wer landwirtschaftlicher Unternehmer ist, ist hin- 
reichend im Gesetz über eine Altershilfe für Land- 
wirte definiert. Der Kreis der versicherungspflichti- 
gen Unternehmer muß jedoch, um den Versiche- 
rungsschutz lückenlos zu gestalten, auch auf dieje- 
nigen landwirtschaftlichen Unternehmer ausgedehnt 
werden, die nichtlandwirtschaftliche Unternehmer 
im Sinne des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte sind. Als mitarbeitende Familienangehö- 
rige sind solche Familienangehörige zu verstehen, 
die in landwirtschaftlichen Unternehmen mitarbei- 
ten, ohne für ihre Tätigkeit eine Entlohnung im 
arbeitsrechtlichen Sinne zu erhalten. In den Perso- 
nenkreis der Altenteiler sind diejenigen Personen 
einbezogen, die Altersgeld, vorzeitiges Altersgeld 
oder Landabgaberente nach dem Gesetz für eine 
Altershilfe für Landwirte erhalten oder beantragt 
haben. Darüber hinaus werden Personen verpflichtet, 
sich gegen Krankheit zu versichern, die das 65. Le- 
bensjahr vollendet haben, die jedoch keine Leistun- 
gen aus dem Gesetz über eine Altershilfe für Land- 
wirte erhalten. 

Zu Nummer 2 

Der Gesetzentwurf sieht eine Befreiung von der 
Verpflichtung, sich gegen Krankheit zu versichern, 
vor, soweit der Versicherungspflichtige nachweist, 
daß er bei einem Krankenversicherungsunterneh- 
men ausreichend gegen Krankheit versichert ist. Die 
Befreiung von der Krankenversicherungspflicht wird 
auf Antrag gewährt. Die Frist von drei Monaten, 
sich von der Krankenversicherungspflicht befreien 
zu lassen, wird als ausreichend angesehen. Die Be- 
freiung von der Krankenversicherungspflicht ist un- 
widerruflich. 

Zu Nummer 3 

Hier wird bestimmt, daß die Versicherten keinen 
Anspruch auf Krankengeld haben. Anstelle von 
Krankengeld wird gemäß Nummer 5 dieses Gesetz- 
entwurfs entsprechend der besonderen Bedürfnisse 
landwirtschaftlicher Betriebe die Gestellung einer 
Ersatzkraft bei Krankheit vorgesehen. 

Zu Nummer 4 

Der Gesetzesvorschlag hat zur Folge, daß Alters- 
geldempfänger ebenso wie Rentner von der Zahlung 
der Arzneikostengebühr befreit sind. 

Zu Nummer 5 

In den neu eingefügten §§ 191 b und 191 c wird im 
einzelnen bestimmt, auf welche Art und Weise 
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eine Betriebshilfe im Krankheitsfalle gestellt wird. 
Die Gestellung von Ersatzkräften im Krankheits- 
fälle ist im Interesse der Erhaltung der Fortführung 
landwirtschaftlicher Unternehmen vordringlich. 

Zu Nummer 6 

Hier handelt es sich um Gleichstellung von Rentnern 
und Altersgeldberechtigten, wenn sie sich in einer 
Anstalt dauernd zur Pflege aufhalten. Ein Kranken- 
geld wird dann nicht gewährt. 

Zu Nummer 7 

Der Gesetzesvorschlag regelt die Zahlung eines 
Sterbegeldes für den Versicherten oder eines An- 
gehörigen, 

Zu Nummer 8 

Durch diesen Gesetzesvorschlag wird sichergestellt, 
daß die Versicherten verpflichtet sind, sich in einer 
Landkrankenkasse gegen Krankheit zu versichern, 
.sofern eine Landkrankenkasse in dem zuständigen 
Bezirk vorhanden ist. 

Zu Nummern 9 und 10 

Diese vorgeschlagenen Bestimmungen regeln den 
Beginn der Mitgliedschaft in der Krankenkasse. 

Zu Nummer 11 

ln diesem Vorschlag wird das Erlöschen der Mit- 
gliedschaft von Altersgeldberechtigten geregelt. 

Zu Nummer 12 

Die Ergänzung des § 315 a folgt aus der angestreb- 
ten Gleichstellung der Altersgeldempfänger mit 
den Personen, die eine Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung beantragt haben. 


Zu Nummer 13 

In dem Gesetzesvorschlag werden Meldepflichten 
geregelt. 

Zu Nummer 14 

Hier wird im einzelnen dargelegt, wer die Versiche- 
rungsbeiträge aufzubringen hat. 

Zu Nummer 15 

Hier wird ausgeführt, daß die zur Deckung der Lei- 
stungsaufwendungen notwendigen Mittel der Kran- 
kenversicherung der Altersgeldberechtigten vom 
Bund getragen werden. Außerdem wird vorgeschla- 
gen, daß soweit Altersgeldberechtigte sich von der 
Pflichtversicherung haben befreien lassen, einen Zu- 
schuß zu ihrer privaten Krankenversicherung erhal- 
ten. 

Zu Nummer 16 

In dem Gesetzesvorschlag wird das Verfahren der 
Auszahlung der Zuschüsse des Bundes geregelt. 

Zu Nummer 17 

Hier wird ausgeführt, daß landwirtschaftliche Un- 
ternehmer ihre Beiträge zur Krankenversicherung 
allein zu zahlen haben. 

Zu Nummer 18 

Hier handelt es sich um eine notwendige Ergän- 
zung des § 381, wodurch Rentner und Altersgeld- 
empfänger gleichgestellt werden. 

Zu Nummer 19 

Die Höhe der Beiträge kann von den Krankenkas- 
sen durch Satzung in höchstens zehn Beitragsklas- 
sen bestimmt werden. 
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